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Was ist der BASTA?
Wir sind ein Zusammenschluß verschiedener Hochschulgruppen, die zu den letzten StuPa-Wahlen als Liste Regenbogen angetreten waren. Diese ergaben eine Pattsituation in der sich drei etwa gleich starke Blöcke herausgebildet haben:  RCDS, die Hochschulorganisation der CDU, die „dünne Mitte“ (so nennt sie sich selbst) aus GAL, Unitopia  und Jusos (letztere vormals Liste Regenbogen) und die Liste Regenbogen, bestehend aus HONK, den Verlorenen Kindern, den ForschenFrauen, den Kleinen Strolchen und der Grünen Hochschulgruppe. Enttäuschenderweise kam wie in den vergangenen Jahren wieder eine RCDS-Mitte-Koalition zustande. 

Die AStA-Arbeit der letzten Jahre beschränkte sich im Wesentlichen auf den Erhalt einer Servicestation. 

Wir finden, die Osnabrücker Studierenden verdienen eine Vertretung, die sich mit Engagement und Interesse für die Belange der Studierenden einsetzt. In Zeiten, in denen unter dem „Diktat der leeren Kassen“ massive Umstrukturierungen vorangetrieben werden, ist es um so wichtiger, diese Prozesse zu hinterfragen und kritisch Stellung zu beziehen. Dies betrifft sowohl hochschulbezogene Themen, wie z. B. Öffnung der Universitäten für die Wirtschaft, aber auch andere politische Themen, wie etwa Atomkraft. Da sich bereits jetzt abzeichnet, daß auch der neue AStA dies nicht leisten wird, schließen wir uns zusammen und versuchen, diese wichtige Arbeit aus der Opposition heraus zu organisieren. Dafür brauchen wir den BASTA.

Der BASTA, an dem jedeR, die/der Lust hat, aufgerufen ist, mitzuarbeiten, will all die Themen aufgreifen, welche der AStA vernachlässigt. Wir wollen also nicht in Konkurrenz treten und das Gleiche wie der AStA machen, sondern uns auf all das konzentrieren, was bei unserem Große-Koalitions-AStA keinen Platz findet.

Das heißt konkret:

· Regelmäßige Informationsblätter und Podiumsdiskussionen zu Themen mit und ohne „unmittelbaren Hochschulbezug“

· Kontakte zu anderen Hochschulen aufbauen und pflegen, um durch gemeinsames Auftreten unseren Forderungen mehr Gewicht zu verleihen

· Feministische Politik durchsetzen und dem Abbau der Frauenförderung entgegentreten

· Öffentliche Veranstaltungen kultureller und politischer Art

· Aktive Unterstützung und Zusammenarbeit mit studentischen Initiativen

Wir wollen Strukturen zur demokratischen Mitbestimmung schaffen bzw. vorhandene mit Leben füllen und eine möglichst breite Basis für politische Arbeit finden.

Da wir keine offizielle Vertretung sind, verfügen wir nicht über die finanziellen und logistischen Möglichkeiten eines AStAs, also freuen wir uns über jedeN, der/die mitmachen will.

Jedem/r den BASTA, den er/sie verdient!

Treffen Mittwochs 15.00 Uhr, Café Mano Negra, Alte Münze 12

Studiengebühren verfassungswidrig

Am 18.6.1998 stellte die GEW (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft) ein von ihr in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten vor, nach dem Studiengebühren, wie sie in Baden-Württemberg erhoben werden, verfassungswidrig sind. Erstellt wurde dieses Gutachten von dem Kieler Professor von Mutius.

In Baden-Württemberg müssen Studierende, welche die Regelstudienzeit um mehr als vier Semester überschritten haben, 1000,- Studiengebühren pro Semester zahlen. Als Studienzeit gelten auch Semester vor einem Studiengangswechsel oder Aufbaustudiengänge.

Die Verfassungswidrigkeit wird mit den Artikeln 3 (allgemeiner Gleichheitsgrundsatz) und 12 (Schutz von Grundrechten) des Grundgesetzes begründet. Durch die Studiengebühren wird die Ausbildungsfreiheit eingeschränkt, denn wer die Gebühr nicht zahlt, wird exmatrikuliert. So etwas wäre nur dann rechtens, wenn „wichtige Gemeinschaftsgüter“ geschützt würden. Das Ziel, die Verkürzung der Studienzeiten, ist aber kein solches Gemeinschaftsgut. Eine kurze Studienzeit komme in erster Linie der oder dem Studierenden zugute. Außerdem bestehen natürlich Zweifel, ob Studiengebühren überhaupt helfen, dieses Ziel zu erreichen. Nach der 14. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks überschreiten gerade die Studierenden die Regelstudienzeit, die ihren Lebensunterhalt selbst verdienen müssen. 

Nach von Mutius verstoßen Studiengebühren gegen den Gleichheitsgrundsatz, denn:

1. Unterschiedliche Studienplätze „kosten“ sehr unterschiedlich viel, die Höhe der Studiengebühren ist aber für alle gleich.

2. Die Erhebung der Studiengebühren hängt vom Überschreiten der Regelstudienzeit ab, es ist aber gerade die fehlende finanzielle Unterstützung von Studierenden dafür verantwortlich, daß die Regelstudienzeit überschritten wird. Die Möglichkeit, weiter studieren zu können, hängt also doppelt von der finanziellen Situation ab.

3. Die Kopplung an die Studienzeit setzen gleiche Studienbedingungen an allen Hochschulen und in allen Fächern voraus, diese unterscheiden sich aber erheblich.

Kommentar:

Das Gutachten läßt hoffen, daß Studiengebühren vielleicht doch nicht flächendeckend eingeführt werden. Allerdings greift es (natürlich) nur einige Argumente gegen Studiengebühren auf und das meiner Meinung nach wichtigste Argument wird nicht berücksichtigt. Studiengebühren lassen den Eindruck entstehen, daß der Abschluß zu kaufen ist. Außerdem verändert sich das Verhältnis der Studierenden zu ihrer Hochschule, da sie von Mitgliedern zu KundInnen werden. In diesem Sinn greifen Studiengebühren direkt in das Verständnis von Bildung und Hochschulstudium ein. Diese Veränderung wird bei der vordergründigen Debatte um Studiengebühren überhaupt nicht berücksichtigt, sollte aber viel stärker diskutiert werden.

Eva

Quellen:

· http://www.bawue.gew.de/studgebguta.html

· Frankfurter Rundschau, 29.6.1998, S.4

Die Würde des Menschen ist unantastbar*

* Ausnahmen regelt das Asylbewerberleistungsgesetz

Die Sitzung des Bundesrates am 6. Februar 1998 erregte großes öffentliches Aufsehen. Von der Abschaffung eines Grundrechtes war die Rede und besorgte KommentatorInnen machten sich Gedanken über den Zustand „unserer Demokratie“. Der Große Lauschangriff war es, der so viele Menschen zum Nachdenken angeregt hatte. In derselben Sitzung behandelte der Bundesrat aber auch noch andere Themen. So stimmte er mit großer Mehrheit (der CDU/CSU-regierten Bundesländer und der Länder mit SPD-Alleinregierung) einem Gesetzesentwurf zu, der die Einschränkung von Sozialleistungen für Flüchtlinge beinhaltete, aber noch der Zustimmung durch den Bundestag bedurfte.

Während vor der erwähnten Sitzung kaum etwas über das Vorhaben bekannt war, wurde seitdem unter Bezeichnungen wie „Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes“ und „Verschärfung des Asylbewerberleistungsgesetzes“ in den Medien kontrovers darüber berichtet. 

Der Gesetzesentwurf kam auf Initiative der Bundesländer Berlin, Niedersachsen, Baden-Württemberg und Bayern zustande. Er sah vor, einem Großteil der AsylbewerberInnen und Bürgerkriegsflüchtlinge (ca. 250.000 Flüchtlinge wären betroffen gewesen) die Sozialleistungen „auf ein Minimum“ zu reduzieren. Worin dieses Minimum bestehen soll, ist noch unklar. 

Am 25.6. wurde eine entschärfte Fassung der Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes vom Bundestag beschlossen. Nachdem SPD und FDP sich mit ihrer Forderung durchgesetzt hatten, geduldete Bürgerkriegsflüchtlinge aus Bosnien aus der Regelung herauszunehmen, kam das Gesetz mit der Zustimmung von CDU/CSU, FDP und großen Teilen der SPD zustande. Von den Leistungskürzungen sind jetzt Flüchtlinge betroffen, die angeblich mit dem Ziel nach Deutschland gereist sind, Sozialhilfe zu erhalten und z. B. Flüchtlinge, die ihre Abschiebung verhindern oder verzögern, indem sie ihre Pässe wegwerfen.
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In den Medien wurde dies überwiegend positiv aufgenommen. Grund zur Entwarnung besteht aber keinesfalls. Schließlich ist es jetzt möglich, Flüchtlingen unter fadenscheinigen Gründen das Recht auf ein menschenwürdiges Leben zu versagen.

Klar sind bis jetzt vor allem zwei Auswirkungen des Gesetzes: Zum einen wird es zu einer großen Verunsicherung bei den Flüchtlingen führen, die überhaupt nicht mehr wissen werden, worauf sie gesetzlich Anspruch haben. Zum anderen werden die von den Kürzungen betroffenen, ihren Lebensunterhalt nicht mehr bestreiten können, da schon die Leistungen nach dem alten Asylbewerber​leistungs​gesetz deutlich unter dem Sozialhilfeniveau liegen. Da es für die meisten Flüchtlinge so gut wie unmöglich ist, eine Arbeit zu bekommen, werden sie in Illegalität und Kriminalität gezwungen.
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Dies war aber mit der Gesetzesinitiative des Bundesrates durchaus beabsichtigt. Wenn man die Flüchtlinge schon nicht einfach so rausschmeißen kann, weil das Asylverfahren noch nicht beendet ist oder weil eine Abschiebung praktisch einfach nicht möglich ist, dann sollen sie wenigstens durch Aushungern zur Ausreise gezwungen werden. Niedersachsens Innenminister Glogowski im Februar: Ohne eine Anspruchseinschränkung fehle „jeder Anreiz, Deutschland freiwillig zu verlassen“. Aber warum sollen die Flüchtlinge Deutschland „freiwillig verlassen“? Auch dafür hat sich die Große Koalition der Aushungerer eine passende Antwort zurechtgelegt. Sie behaupten, die Verschärfung richte sich gegen die illegale Einwanderung und gegen den mißbräuchlichen Bezug von Sozialleistungen. Dafür definieren sie die von der Kürzung betroffenen zu Quasi-Illegalen um, was sie aber nicht sind, da sie mindestens eine Duldung besitzen. Deswegen wird behauptet, sie wären nur wegen der Sozialleistungen eingereist und/oder könnten freiwillig und problemlos ausreisen. Wer das nicht tut, habe eben seinen Anspruch auf fast alle Sozialleistungen verloren.

Der Gesetzesentwurf wurde – nicht ohne Grund – so lange wie möglich geheimgehalten. Nach seinem Bekanntwerden protestiert u. a. sämtliche Wohlfahrtsverbände und das UN-Flüchtlings​hilfswerk UNHCR aufs schärfste dagegen. Der Menschenrechtsbeauftragte der Bundesärztekammer bezeichnete kürzlich die geplanten Einschränkungen als „schweren Verstoß gegen die Gebote ärztlicher Ethik und die Menschlichkeit“. Die Ärzte würden gezwungen, das Gebot der Gleichbehandlung von Patienten zu mißachten. Diesem Protest ist es zu verdanken, daß es im April zu einer Anhörung im Bundestag kam, bei der sich sämtliche Fachleute gegen die AsylbLG-Novelle aussprachen. Trotz​dem wurde das Gesetz im Bundestag verabschiedet.

Ein weiterer Aspekt des neuen Asylbewerberleistungsgesetzes und der Debatte darum ist ebenfalls äußerst bedenklich. So erfreulich es ist, daß die bosnischen Flüchtlinge nicht mehr in der Regelung enthalten sind, so bedenklich ist eine Unterscheidung, die in die Debatte eingeführt wurde, nämlich die Differenzierung in „gute“ und „böse“ Flüchtlinge.

Die „Guten“ sind die, die einem (konkret der SPD und der FDP) leid tun, wie z. B. die BosnierInnen. Die „Bösen“ sind die anderen, die auf jeden Fall aus niederen Beweggründen in die Bundesrepublik gekommen sind. So ungefähr sah die Position der SPD und der FDP in der Debatte aus, obwohl sich die Verfolgungsschicksale und Fluchtgründe der „guten“ und der „bösen“ Flüchtlinge kaum voneinander unterscheiden.

Zu erwähnen ist an dieser Stelle noch, daß Glogowski da nicht so wählerisch war. Er wollte das Gesetz um jeden Preis durchdrücken und profiliert sich in der Flüchtlingspolitik immer mehr als Hardliner.

Von der letzte Woche verabschiedeten Regelung sind ca. 30.000 Flüchtlinge betroffen. Dies ist mit Sicherheit aber nur ein erster Schritt, dem weitere folgen werden, verkauft als Maßnahmen gegen „illegale Ausländer“. Kurzzeitig war sogar im Gespräch, alle Flüchtlinge unter die Regelung fallen zu lassen, die illegal eingereist sind. Bei einer strengen Interpretation dieser Formulierung wären das nahezu 100% aller Einreisenden, da so gut wie kein Flüchtling legal einreisen kann. Diese Klausel wurde aber (vorerst?) nicht aufgenommen.

Zu der Frage, was die von der neuen Regelung Betroffenen bekommen sollen, verkündete Glogowski folgendes: Sie sollten „künftig Essen und Trinken und ärztliche Versorgung aber nicht mehr“ erhalten. (taz vom 16.6.) Daß es bei der Gesetzesänderung nur um die Abschreckung und das Rausekeln von Flüchtlingen geht, nicht aber um den „Mißbrauch von Sozialleistungen“, wird im selben taz-Artikel deutlich. Dort heißt es wörtlich: „Beamte aus dem Innenministerium in Hannover befürchten nach der Gesetzesänderung eine Vielzahl von Rechtsstreitigkeiten und einen erheblichen Verwaltungsaufwand, dessen Kosten die Einsparungen am Lebensunterhalt der Flüchtlinge bei weitem übersteigen.“

Initiative gegen Rassismus

Veranstaltungen, Termine, Verschiedenes, ...  

· BASTA: Treffen jeden Mittwoch 15.00 im Café Mano Negra

· AK politische Zusammenhänge: Treffen Montags um 19.00 Uhr, Café Mano Negra

· Infoladen: Öffnungszeiten Dienstags & Freitags 18.00-20.00 Uhr, Alte Münze 12

· Initiative für gewaltfreie Energien: Treffen Dienstags um 20.00 Uhr, Alte Münze 12 (Gefali-Raum)

· Bündnis für ein Osnabrück ohne Atomenergie. Treffen: Jeden Freitag vor dem 3. Sonntag im Monat um 20.00 Uhr in der Lagerhalle (siehe Programm) 

· Antifa-Archiv, Öffnungszeiten Freitags ab 19.00 oder nach Vereinbarung, Bohmter Straße 6 

· Philosophische Initiative „Sprünge“ Treffen: Montags 20.00 

· „Kein Mensch flieht ohne Not“. Veranstaltung der Osnabrücker Wählerinnen und Wählerinitiative „PDS in den Bundestag“ mit Heidi Littmann-Kasten, Niedersächsische Spitzenkandidatin der PDS für den Bundestag. Donnerstag, 9.7., 20.00 Uhr in der Lagerhalle, Cafe Spitzboden.

Was ist das Asylbewerberleistungsgesetz?


Das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) trat 1993 in Kraft. Ebenso wie die Änderung des Art. 16 des Grundgesetzes gehörte es zu den Maßnahmen, mit denen der Staat „auf das Ansteigen der Asylbewerberzahlen reagierte“. Leistungen nach dem AsylbLG erhalten AusländerInnen ohne festen Aufenthaltsstatus, d. h. AsylbewerberInnen und Bürgerkriegsflüchtlinge. Diese hatten vor 1993 Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) erhalten. Mit dem AsylbLG ist es möglich, einer großen Gruppe von Menschen, die jahrelang in der Bundesrepublik leben, Sozialleistungen unter dem Sozialhilfeniveau zu zahlen. In der ersten Fassung des Gesetzes von 1993 wurde bestimmt, daß die Leistungen nach diesem Gesetz im ersten Jahr des Aufenthalts in der Bundesrepublik 80% der Sozialhilfe betragen.


1997 wurde das AsylbLG zum ersten Mal geändert. U. a. galt die Kürzung der Sozialleistungen auf 80% nicht mehr nur für das erste Jahr des Aufenthalts, sie wurde auf drei Jahre ausgedehnt. Die selektiven Kürzungen der Sozialleistungen für Flüchtlinge ohne sicheren Aufenthaltsstatus sind wesentlich dadurch erleichtert worden, daß diese Leistungen nach einem besonderen Gesetz (nämlich nach dem AsylbLG) erhalten, so daß es juristisch gesehen Menschen erster und zweiter Klasse gibt. Obwohl das AsylbLG erst seit wenigen Jahren existiert, ist schon sehr deutlich geworden, daß es sich um ein rassistisches Sondergesetz handelt, das mit dem Ziel erlassen wurde, Sozialleistungen für Flüchtlinge permanent in Frage zu stellen. Mit den neuen Änderungen, die am  25.6. im Bundestag beschlossen wurden, wird zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik einer Gruppe von Menschen, die sich legal hier aufhalten, das Recht abgesprochen, ein Leben in Menschenwürde zu führen.











Atomwoche


Mittwoch, 01.07.98


Start der Atom-Woche mit Info-Ständen in den Mensen


Donnerstag, 02.07.98


„Ausgestrahlt. X-1000 mal quer in Gorleben“


Videofilm mit anschließender Diskussion im Café Mano Negra, Alte Münze 12, um 20 Uhr


Freitag, 03.07.98


„Rock the Castor“-Soli-Party


Café Mano Negra, Alte Münze 12, ab 21 Uhr


Samstag, 04.07.98


Mit dem Rad ins Hüttendorf (mit Party)


Treffen: 18 Uhr am Rathaus Osnabrück, Rückfahrt am Sonntag.


Montag, 06.07.98


Info-Stände in den Mensen - In der Schloßmensa und am Westerberg


„Strahlung, die aus dem Castor kommt“


Vortrag eines Strahlenbiologen aus Münster über die Gefahren der Strahlung, welche bei Castor-Behältern austritt.


im Haus der Jugend, um 20 Uhr


Dienstag, 07.07.98


„Der westfälische Frieden trügt - Gewalt im Namen der Demokratie“


Eine Diaserie mit Szenen aus Ahaus führt in die Problematik ein. Es folgt der Bericht einer Betroffenen, die unter menschenunwürdigen Bedingungen von der Polizei festgehalten wurde. Ein Rechtsanwalt informiert über die Zusammenhänge. Danach wollen wir über das Thema diskutieren.


19 Uhr im Café Spitzboden, Lagerhalle











Demonstration


Bleiberecht für alle Flüchtlige! Kein Mensch ist illegal!�Unterstützt Flüchtlinge gegen bürokratische �Willkür und rassistische Angriffe!�Gegen rassistische Mobilisierung!�Gegen Privatisierung und Sicherheitswahn!


�	11.7.98	1130	osnabrück� HauptBahnhof











Impressum: Das BASTA-Bulletin wird herausgegeben von BASTA, dem Alternativen Studierendenausschuß der Liste Regenbogen,


Alte Münze 12, 49074 Osnabrück





Antifa Filmreihe:


Donnerstag, 09. Juli, 20.00 Uhr�Café Mano Negra


Weimar – die Geburt des Terrors aus der Klassik


(Ina Krauß, B. Schneidewind, BRD 1997, 30 Min.)


Die Weimarer BürgerInnen und TouristInnen werden auf provozierende Weise mit der nationalsozialistischen Vergangenheit konfrontiert. Sie erinnern sich nicht, oder wollen sich nicht erinnern. Die AutorInnen unterstellen in ihrem Film, das Weimarer Bürgertum und sein Verhältnis zu den Klassikern habe Buchenwald erst ermöglicht.


Vernichtungskrieg – die Verbrechen der Wehrmacht


(Jürgen Weber, BRD 1997, 37 Min)


Das Rahmenprogramm und Reaktionen auf die Ausstellung im Okt. und Nov. 1997 in Konstanz.
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